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Für Sylvia, Nikolai und Aurelia





Vorwort

Vereine sind im Zuge ihrer gestiegenen unternehmerischen Bedeutung vielfach 
in ähnlicher Weise wie Handelsgesellschaften in Unternehmensgruppen einge-
bunden. Die bei solchen Strukturen auftretenden Rechtsfragen sind nicht weni-
ger umfangreich und vielschichtig als im Fall von Handelsgesellschaften. Ein 
Höchstmaß an Satzungsdisposivität und die Vielfalt vereinrechtlicher Zielset-
zungen geben dem Vereinskonzernrecht sogar eine besondere Komplexität. Zu-
sätzliche Attraktivität gewinnt das Vereinskonzernrecht dadurch, dass der Ver-
ein systematisch nicht neben der Aktiengesellschaft und der GmbH steht, son-
dern die Grundform aller privatrechtlichen Körperschaften bildet.

Die Arbeit hat im Wintersemester 2010/11 dem Fachbereich Rechts- und 
Wirtschaftswissenschaften der Johannes Gutenberg-Universität Mainz als Ha-
bilitationsschrift vorgelegen. Sie befi ndet sich auf dem Stand Ende Juli 2011.

Mein Dank gilt in erster Linie meinem akademischen Lehrer Herrn Prof. Dr. 
Peter O. Mülbert, der mir alle Freiheiten gelassen und stets die erforderlichen 
Hilfestellungen geleistet hat. Großen Dank schulde ich auch Herrn Prof. Dr. 
Walther Hadding. Er hat nicht nur die Last des Zweitgutachtens auf sich ge-
nommen, sondern mich stets in jeder Hinsicht nicht nur fachlich, sondern auch 
moralisch unterstützt. Danken möchte ich ferner den Mitarbeitern des Lehr-
stuhls, die mich über die Jahre begleitet und mir vielfältige Hilfestellungen ge-
leistet haben. Neben der Sekretärin des Lehrstuhls, Frau Marianne Lindlahr, 
gilt dies insbesondere für Sandra Auer, Eva Bernauer, Tobias Gerigk, Michael 
Herwig, Dr. Andreas Hoger, Henrik Humrich, Andreas Küppers, Isabelle Sa-
nio, Dr. Thomas Schneider, Steffen Steup, Alexander Wilhelm und Dr. Dirk 
Wünschig.

Für ihre Geduld bedanke ich mich bei meiner Frau und meinen beiden Kin-
dern. Mehr als einmal wurde die Frage gestellt, wann das »verdammte Buch« 
endlich fertig sei, und mehr als einmal konnte der zugesagte Termin nicht ein-
gehalten werden. Ihnen ist das Buch gewidmet.

 Mainz, im Juli 2011 Lars Leuschner
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§  1 Einleitung

A. Einführung

Wurde dem Vereinsrecht noch im Jahr 1968 eine »stiefmütterliche Behandlung« 
durch das rechtswissenschaftliche Schrifttum attestiert,1 hat es im Zuge der zu-
nehmenden wirtschaftlichen Bedeutung von Vereinen inzwischen deutlich an 
Aufmerksamkeit gewonnen. Auslöser hierfür war zunächst das ADAC-Urteil2 
des BGH aus dem Jahr 1982, welches Anlass für eine ganze Reihe von Stellung-
nahmen war.3 Noch stärkere literarische Aktivitäten rief die Ende der 90er Jah-
re einsetzende Umstrukturierung der Vereine der Fußball-Bundesliga hervor.4 
In jüngster Zeit schließlich ist das Vereinsrecht als Bestandteil des sich zuneh-
mender Aufmerksamkeit erfreuenden Rechts der Nonprofi t-Organisationen in 
den Fokus gerückt.5

Noch vergleichsweise wenig Beachtung wurde hingegen dem Umstand ge-
schenkt, dass Vereine6 im Zuge ihrer steigenden unternehmerischen Bedeutung 
häufi g in Unternehmensgruppen eingebunden werden.7 Während das Schrift-
tum zum Konzernrecht der Handelsgesellschaften ausufernd ist und selbst das 

1 R. Fischer, Anmerkung bei LM Nr.  8 zu §  25 BGB.
2 BGHZ 85, 84.
3 Hemmerich, Möglichkeiten und Grenzen wirtschaftlicher Betätigung von Idealvereinen, 

1982; dies., BB 1983, 26; K. Schmidt, NJW 1983, 543; ders., Verbandszweck und Rechtsfähig-
keit im Vereinsrecht, 1984; ders., AcP 182 (1982), 1 ff.; Reuter, ZIP 1984, 1052; Schultz, JZ 
1984, 90.

4 Menke, Die wirtschaftliche Betätigung nichtwirtschaftlicher Vereine, 1998; Fuhrmann, 
Ausgliederung der Berufsfußballabteilungen auf eine AG, GmbH oder eG?, 1999; M. Müller, 
Der deutsche Berufsfußball – vom Idealverein zur Kapitalgesellschaft, (2000); Nahrwold, 
Die wirtschaftliche Betätigung von Idealvereinen am Beispiel der Ausgliederungsvorhaben 
der Fußballbundesligavereine, 2003; Balzer, ZIP 2001, 175; Heermann, ZIP 1998, 1249; Seg-
na, ZIP 1997, 1901; Steinbeck/Menke, NJW 1998, 2169; dies., SpuRt 1998, 226; Wagner, NZG 
1999, 469. Als weitere umfassende Untersuchungen zu nennen sind Lettl, Das Wertrecht der 
Mitgliedschaft beim Idealverein, 1999; Segna, Vorstandskontrolle in Großvereinen, 2002.

5 Hopt/von Hippe/Walz (Hrsg.), Nonprofi t-Organisationen in Recht, Wirtschaft und 
Gesellschaft, 2005; Voigt, Idealvereine und andere Nonprofi t-Organisationen im Wettbe-
werbsrecht, 2006; v. Hippel; Grundprobleme von Nonprofi t-Organisationen, 2007; Kohl 
(Hrsg.), Zwischen Markt und Staat: Gedächtnisschrift für Rainer Walz, 2008.

6 Mit dem Begriff des Vereins ist im Folgenden, soweit nicht anderweitig kennzeichnet, 
der eingetragene Verein im Sinne der §§  21, 55 ff. BGB gemeint.

7 Heermann, ZHR 161 (1997), 665, 696: »Schattendasein«.


